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Große Kreisstadt Annaberg-Buchholz 

Fachbereich Bau 

SG Stadtplanung, Stadtsanierung 

Markt 1 

09456Annaberg-Buchholz 

ANTRAG  

auf Gewährung von Zuwendungen 

nach der kommunalen KU-

Förderrichtlinie der Stadt Annaberg-

Buchholz 

 
  
 

1. Antragsteller 

Name* 

 
Ansprechpartner 

Vorname* 

 
Telefon* 

bzw. Firma* 

 
E-Mail* 

 
Straße, Hausnummer* 

 
Name des rechtsgeschäftlichen Vertreters* 

PLZ, Ort* 
 

 

 

2. Rechtsform 

Rechtsform und steuer- bzw. gesellschaftsrechtliche Verhältnisse (falls notwendig bitte Erläutern) 
 
 

 
Zuständiges Finanzamt* 

 
PLZ, Ort* 

 
Steuernummer*  

 
Wirtschaftszweig (Bezeichnung und Nummer der amtlichen Statistik)* 

 
Beschreibung der gewerblichen Tätigkeit* 
 
 
Angaben zum Absatzgebiet (zu den Abnehmern) der Produkte und Leistungen der Betriebsstätte? 
 
 
 

 

3. Gehört die Betriebsstätte zu einem Unternehmen, das zu mehr als 25 % im Besitz 
eines anderen oder mehrerer anderer Unternehmen steht? 

 

 □ ja 

 

 □ nein 

Falls ja, geben Sie bitte nachfolgend die einzelnen Beteiligungsverhältnisse an (ggf. 
als Anlage) 
 
 

 
 

 



     

4. Anzahl der Beschäftigten im Unternehmen/Jahresumsatz 

Anzahl der Beschäftigten* 
 

  □ bis 49 □ 50 und mehr 

Jahresumsatz* 
 

 □ bis 10 Mio. EUR □ mehr als 10 Mio. EUR  
 

5. Besteht die Berechtigung zum Vorsteuerabzug? 

Falls ja, geben Sie bitte nachfolgend die einzelnen Beteiligungsverhältnisse an (ggf. als Anlage) 
 

□ ja □ nein (Bitte die Bestätigung des zuständigen Finanzamtes/Steuerberaters als Anlage beifügen) 

 

6. Angaben zum Investitionsvorhaben 

Kurzbezeichnung/Ziel des Investitionsvorhabens* 

 
 
Investitionsort* (Straße, Hausnummer, PLZ, Ort) 
 
 

Eigentums-/Nutzungsverhältnis 
 

□ selbstgenutztes Eigentum  

□ Nutzung auf Grundlage eines Miet- oder Pachtvertrages (bitte Kopie beifügen)  

 
 

7. Investitionskosten (Nettokosten1) 

nicht förderfähige Kosten 
Kosten für Grundstück bzw. Immobilie 
 

 

Finanzierungskosten, Beratungsleistungen 
 

 

Anschaffungs- und Herstellungskosten für Fahrzeuge 
 

 

Reisekosten 
 

 

Erhaltungsaufwendungen des Eigentümers oder Nutzers 
 

 

Entschädigungsbeträge bei Betriebsverlagerungen und 
sonstigen nichtförderfähige Kosten 

 

 
SUMME nichtförderfähige Kosten 

 
 

förderfähige Kosten 
Baumaßnahmen 
 

 

Geschäftsausstattung/-einrichtung 
 

 

Technische Anlagen/Maschinen 
 

 

 
SUMME förderfähige Kosten 

 

 
SUMME GESAMTKOSTEN 

 

                                                           
1 Sofern Unternehmen nicht zum Vorsteuerabzug berechtigt bitte Bruttokosten eintragen 



     

 

8. Geplanter Durchführungszeitraum 

Maßnahmebeginn* (TT.MM.JJJJ) 
 
  

Maßnahmeende* (TT.MM.JJJJ) 
 

   
 

9. Finanzierung 

Zuwendung in EUR 
 

 

Eigenleistung in EUR 
 

 

Eigenmittel in EUR 
 

 

Fremdmittel in EUR 
 

 

Gesamtsumme in EUR 
(Nachweis der Durchfinanzierung des Vorhabens anhand 
der Bestätigung der Hausbank) 

 

 

10. Zahl der Beschäftigten 

Anzahl vorhandene Dauerarbeitsplätze (Vollzeitäquivalent) zum Maßnahmebeginn 

 
Anzahl geplante Dauerarbeitsplätze (Vollzeitäquivalent) zum Abschluss der Maßnahme 

 
 

11. Erklärungen 

1 Der Zuwendungsempfänger erklärt, mit dem Investitionsvorhaben nicht vor Antragstellung (Datum des Antrags-

eingangs) bei der Bewilligungsbehörde begonnen zu haben. Unter Beginn des Vorhabens ist grundsätzlich der 
Abschluss eines der Ausführung zuzurechnenden Lieferungs- oder Leistungsvertrages zu verstehen. Mir/uns ist 
bekannt, dass der Grunderwerb (mit Ausnahme des Erwerbs einer stillgelegten oder von Stilllegung bedrohten 
Betriebsstätte) und bei Baumaßnahmen die Planung und Bodenuntersuchung nicht als Beginn des Vorhabens 
angesehen werden. 

2 Der Zuwendungsempfänger erklärt sich zur Kostenübernahme (insbesondere der nicht förderfähigen Kosten) und 
zur Übernahme von Bewirtschaftungs- und Folgekosten für den Zeitraum der Zweckbindung (max. 5 Jahre ab 
Ablauf des Bewilligungszeitraumes) bereit. 

3 Der Zuwendungsempfänger erklärt, dass gegen Ihn keine Rückforderungsanordnung aufgrund eines früheren 
Beschlusses der Kommission zur Feststellung der Unzulässigkeit einer Beihilfe und Ihrer Unvereinbarkeit mit dem 
Binnenmarkt vorliegt, der er nicht fristgerecht in voller Höhe Folge geleistet hat. 

4  Der Zuwendungsempfänger erklärt, dass für das o. g. Projekt keine weiteren Zuwendungen beantragt bzw. bewilligt 
wurden bzw. werden (Ausschluss einer Doppelförderung). 

5  Der Zuwendungsempfänger verpflichtet sich, bei der Durchführung des Vorhabens die Charta der Grundrechte der 
Europäischen Union und die UN-Behindertenrechtskonvention zu beachten und Teilnehmenden an seinem 
Vorhaben ebenfalls über diese Verpflichtung zu informieren. 

 
Ort/Datum Unterschrift/Stempel 

 

 

 



     

 

12. Einwilligungserklärung zur Veröffentlichung von Förderdaten, Datenverarbeitung 
und Auskunftserteilung 

Der Zuwendungsempfänger ist damit einverstanden, dass zum Zwecke der Transparenz von Fördermaßnahmen der Bund 
im Einvernehmen mit dem jeweiligen Land oder das jeweilige Land den Namen des Empfängers der Zuwendung sowie 
Angaben über das Vorhaben und über die Höhe des Zuschusses in geeigneter Form veröffentlicht. 

Dem Zuwendungsempfänger ist bekannt, dass alle in diesem Antrag enthaltenen persönlichen und sachlichen Daten bei 
der für den Investitionsort zuständigen Behörde oder sonstigen Annahmestelle (vgl. Punkt 1.1 der Erläuterungen) zum 
Zwecke der Antragsbearbeitung, Subventionsverwaltung und statistischen Auswertung auf Datenträgern erfasst und 
verarbeitet werden. Die zuständigen Behörden und die sonstigen Annahmestellen sind berechtigt, diese Daten ebenso wie 
die Entscheidung über diesen Antrag einschl. der Entscheidungsgründe allen an der Finanzierung dieses Vorhabens 
beteiligten öffentlichen Stellen in der Bundesrepublik Deutschland und, wenn sich an den beantragten Finanzierungshilfen 
der EFRE beteiligt, den für die Verwaltungs- und Kontrollsystem der Strukturfonds zuständigen Dienststellen der EU-
Kommission zur Verfügung zu stellen.  

Die Einwilligung bezieht sich ausdrücklich auch auf die Erfassung, Speicherung und Verwendung der nach Beendigung des 
Investitionsvorhabens zur Verwendungsnachweiskontrolle erforderlichen persönlichen und sachlichen Daten. 

Ort/Datum Unterschrift/Stempel 

 

 

 


